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GASTBEITRAG „Warum wir als Mediziner das neue Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz kritisieren“

Von
Professor
Thomas Kallert,
Leitender Ärztli-
cher Direktor der
Gesundheitsein-
richtungen des
Bezirks Oberfran-
ken.

Stellen Sie sich folgende Situati-
on vor: Sie haben eine 28-jährige
Tochter, bislang unbescholten, ge-
sund, mit abgeschlossenem Hoch-
schulstudium, verheiratet. Im
Lehramtsreferendariat wird sie
schwanger und bringt einen
prächtigen Stammhalter zur Welt.
Familienglück pur!

Doch sechs Wochen nach der
Geburt schlägt die Krankheit zu:
Binnen Tagen ist sie völlig wesens-
verändert, wähnt sich verfolgt, ist
hoch misstrauisch, angstvoll, hal-
luziniert optisch und akustisch,
verkennt Situationen und greift
schließlich mit einer Axt den Ehe-
mann an. Der ruft in seiner Not
die Polizei und den Notarzt. Diag-
nose: Wochenbettpsychose. Mit
Verbringung unter Zwang wird
Ihre Tochter in die nächstgelegene
psychiatrische Klinik gebracht
und am Tag darauf erfolgt die dor-
tige richterliche Unterbringung.

Bei einem Ihrer Besuche werden
Sie verdächtigt, illegale psychose-

fördernde Drogen mitgebracht zu
haben. Die Tochter wird durch-
sucht, weitere Besuche werden
nun videoüberwacht. Sie sind em-
pört, aber machtlos. Fünf Wochen
nach der Aufnahme hat sich die Si-
tuation entspannt, die Symptome
sind erfolgreich behandelt, die Ent-
lassung befürwortet und die Wei-
terbehandlung ist geklärt.

Klinik muss Entlassung
an die Polizei melden

Aber: Die Klinik ist verpflichtet
die Entlassung der Polizeidienst-
stelle zu melden. Zudem werden
die persönlichen Daten der Toch-
ter, inkl. Diagnose, Aufnahme-
grund und -befund, an eine landes-
weit operierende Zentralstelle wei-
tergeben, dort fünf Jahre gespei-
chert und stehen dem Zugriff di-
verser staatlicher Organe zur Ver-
fügung.

Alles rechtens? Ja, gemäß dem
aktuellen Entwurf des neuen baye-
rischen Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetzes schon. Psychiatrische
Fachwelt, Bayerischer Bezirketag,
Datenschützer, Betroffenenver-
bände etc. sind entsetzt, die Stel-
lungnahmen sind geharnischt und
die von Vielen geleistete Vorarbeit
für das Gesetz ist konterkariert.

Die sich offenbarende Haltung ge-
genüber schwer psychisch Kran-
ken ist fachlich nicht hinnehmbar
und steht Fundamenten ärztlich-
psychiatrischen Denkens und
Handelns diametral entgegen.

Was ist die Hauptkritik? Seit Jah-
ren sind die Charakteristika der Pa-
tienten, die in psychiatrischen Kli-
niken untergebracht werden, be-
kannt: Es handelt sich um schwer
erkrankte und zum gegebenen
Zeitpunkt nicht selbstbestim-
mungsfähige Personen, die bereits
erhebliche soziale Benachteiligun-
gen erlitten haben und in punkto
autonome Wahrnehmung eigener
Rechte eine hoch schützenswerte
Klientel darstellen. Und es handelt
sich nicht, wie vom Gesetzesent-
wurf suggeriert, um künftige Straf-
täter oder in Maßregelvollzugsein-
richtungen strafrechtlich unterge-
brachte Patienten.

Zudem zeigen Studien, dass un-
ter diesen Bedingungen durchge-
führte Behandlungen effektiv sind,
insbesondere je klarer und umfas-
sender das zugrunde liegende Ge-
setz Patienteninteressen wahrt.
Per se ist eine solche Unterbrin-
gung für diese Patienten Belastung
genug – und betrifft zehn Prozent
der Patienten einer psychiatri-
schen Klinik.

Deren Durchführung nun mit ei-
ner Strafvollzugspraxis zu überzie-

hen und persönlichste Daten des
Patienten in einem Register zu
speichern, führt zu einer massiven
Grundrechtseinschränkung. Me-
dizinethische Prinzipien sind aufs
Gröbste verletzt.

Kriminalisierung der
Patienten verhindern

Einer Kriminalisierung, Ent-
rechtung und lang anhaltenden
strukturellen Stigmatisierung die-
ser Patienten muss ganz entschie-
den entgegengetreten werden.
Künftig werden, so der Entwurf Be-
stand hat, Patienten nicht nur über
ihre Erkrankung und Behandlung
aufgeklärt, sondern auch über
Sammlung, Weitergabe und Ver-
wendung gespeicherter Daten.

Dies insbesondere Patienten mit
psychotischen Symptomen wie
etwa Verfolgungswahn oder durch
technische Apparate verursachte
Ich-Grenzstörung zu vermitteln,
ist natürlich ärztliche Aufgabe –
aber das Werben um Behandlungs-
akzeptanz wird deutlich erschwert
und im Falle der wiederhergestell-
ten Selbstbestimmungsfähigkeit
werden Patienten ermutigt, einer
Weitergabe und Speicherung ihrer
Daten zu widersprechen. Behand-
lung auf Augenhöhe, partizipative

Entscheidungsfindung, Trialog,
Strategien zur Compliance-Förde-
rung: All dies hat in die psychiatri-
sche Klinikbehandlung Einzug ge-
halten und ist gerade in Krisensi-
tuationen wie der Unterbringung
ein auch von höchster Rechtspre-
chung gefordertes hohes Gut.

Im Entwurf dargelegte patien-
tenbezogene Restriktionen sowie
den Psychiatern zugewiesene
überholt geglaubte kustodiale
Funktionen werden dieses Gut
nachhaltig beschädigen. Der Un-
terbringungsteil des Entwurfs
kann nur als Diskreditierung des
Bemühens diversester Fachgesell-
schaften, Organisationen und Be-
handler um Entstigmatisierung
und soziale Inklusion von psy-
chisch Kranken gewertet werden.

Ein besseres Bild der Psychiatrie
in der öffentlichen Wahrnehmung
wird aus diesem Entwurf nicht re-
sultieren. Vielmehr werden sich
Psychiater als außerhalb des sons-
tigen Medizinkontextes Stehende,
als Erfüllungsgehilfen staatlicher
Willkür etc. apostrophieren lassen
müssen - und das Selbstverständ-
nis als Patientenanwalt und Anbie-
ter moderner Medizin wird auf eine
harte Probe gestellt. Bleibt nur die
Forderung nach grundlegender
Überarbeitung des aktuellen Ent-
wurfs unter Berücksichtigung di-
verser Stellungnahmen!

Menschen mit Behinderung ausge-
grenzt, verfolgt und ermordet. Die
weit über die Oberpfalz hinausrei-
chende Bedeutung Flossenbürgs
zeigt sich an gemeinsamen Projek-
ten mit der KZ-Gedenkstätte
Dachau und Auschwitz in Polen.
Sogar Wissenschaftler aus den
USA bewerben sich in Flossenbürg
für neu geplante Initiativen zur Ge-
denkstättenarbeit.

Wissenschaftliche Reputation
hat sich Skriebeleit europaweit bei
der Mitarbeit in Memorial-Projek-
ten erarbeitet. „Durch Ihr fachli-
ches und menschliches Engage-
ment sind Sie ein sehr würdiger
Träger der Bezirksmedaille“, be-
kräftigte Bezirkstagspräsident
Franz Löffler die Entscheidung des
Bezirkstags der Oberpfalz für die
Auszeichnung an Skriebeleit.

Die Bezirksmedaille wird seit
1977 an Bürger verliehen, die sich
um die Oberpfalz besonders ver-
dient gemacht haben. Sie wird in
unregelmäßigen Abständen verlie-
hen. > GÜNTER BONACK

Teamplayer. Wie sehr Skriebeleit
seine Arbeit als Teamwork begreift,
machte er in seinen Dankesworten
an den Bezirkstagspräsidenten
und die Gäste des Festakts deut-
lich: Für die gute Zusammenarbeit
richtete er seinen Dank unter an-
derem an Professor Udo Hebel,
Präsident der Uni Regensburg, an
die Vorsitzende der Jüdischen Ge-
meinde Regensburg, Ilse Danziger,
und an Thomas Rudner, Leiter des
Koordinierungszentrums für den
deutsch-tschechischen Jugendaus-
tausch Tandem. „Den Sinn meiner
Arbeit habe ich an keinem Tag in
den letzten 20 Jahren in Frage ge-
stellt“, sagte Skriebeleit und ver-
deutlichte den Wert seines Engage-
ments an dem gemeinsam mit dem
Heilpädagogischen Zentrum Ir-
chenrieth realisierten Museumsca-
fé Flossenbürg.

In dem vom Bezirk Oberpfalz ge-
förderten Begegnungsort küm-
mern sich Menschen mit Behinde-
rung um die Wünsche der Gäste.
Während des NS-Regimes wurden

nen Vorhangs im November 1989.
Die Oberpfalz war vom „Ende der
Welt“ in die Mitte Europas ge-
rückt. Bei seinen Erkundungen
diesseits und jenseits der Grenze
zu Tschechien wurde für Skriebe-
leit die KZ-Gedenkstätte Flossen-
bürg zum Mittelpunkt, die bis in
die achtziger Jahre hinein eher als
Friedhof, ein Trauerort für Überle-
bende oder Nachkommen der Op-
fer war. Aus einer einjährigen Pro-
jektstelle 1996 entwickelte Skrie-
beleit neue Ansätze, um die Ge-
denkstätte zu einem Erinnerungs-
und Bildungsort weiter zu entwi-
ckeln.

Mitarbeit in europaweiten
Memorial-Projekten

„Diese Arbeit war und ist Ihnen
eine Herzensangelegenheit“,
machte Bezirkstagspräsident Löff-
ler deutlich und lobte den neuen
Träger der Bezirksmedaille als

Der Oberpfälzer Bezirkstags-
präsident Franz Löffler über-

reichte kürzlich in einem Festakt
in der Regensburger Weinschenk-
villa die Bezirksmedaille an Jörg
Skriebeleit, den Leiter der KZ-Ge-
denkstätte Flossenbürg. In seiner
Laudatio betonte Löffler den un-
ermüdlichen Einsatz Skriebeleits
für die Entwicklung der Gedenk-
stätte zu einem Erinnerungs- und
Bildungsort über die menschen-
verachtende Gewaltherrschaft des
NS-Regimes.

„Seit der Gründung einer Doku-
mentationsstelle im Jahre 1996
sind Sie der zentrale Fixpunkt in
der Entwicklung der KZ-Gedenk-
stätte“, sagte Löffler und skizzier-
te den Weg des in Vohenstrauß ge-
borenen Kulturwissenschaftlers
vom Studium in Tübingen 1989
über die Rückkehr in die Ober-
pfälzer Heimat bis zur Leitung der
KZ-Gedenkstätte seit Ende 1999.
Die Initialzündung zum neu er-
wachten Interesse für seine Hei-
matregion war der Fall des Eiser-

Auszeichnung würdigt wissenschaftliche Verdienste des Leiters der KZ-Gedenkstätte Flossenbürg

Bezirksmedaille für Jörg Skriebeleit

Jörg Skriebeleit (Fünfter von rechts) mit Mitgliedern des Bezirkstags der Oberpfalz. FOTO BONACK

hende Abschiebungen führen zu
Krisenreaktionen, bis hin zu Sui-
ziddrohungen.

Diese Grundkonstellationen
können auch gleichzeitig auftre-
ten. So hatten wir kürzlich erlebt,
dass ein schizophrener Mensch
aus Afghanistan zur Abschiebung
anstand und deswegen suizidal
wurde. Psychiater und Psychothe-
rapeuten werden für alle genann-
ten Bereiche konsultiert. In Erre-
gungszuständen, bei Suiziddro-
hungen oder nach Suizidversu-
chen erfolgt häufig die notfallmä-
ßige Einweisung in eine psychiatri-
sche Klinik. Das ist oft aber nicht
unproblematisch: Ein Kranken-
haus hat den Auftrag, medizinisch
zu behandeln.

Das passt bei den oben genann-
ten Grundproblemen aber nur bei
der ersten: Asylsuchende Men-
schen mit akuten psychischen Stö-
rungen haben das Recht auf ärztli-
che Behandlung – das ist die Kern-
kompetenz psychiatrisch-psycho-
therapeutischer Kliniken. Bei der
vierten Konstellation ist dagegen
offenkundig, dass Psychiatrie und
Psychotherapie chancenlos sind:
Es gibt keine Pille und keine Psy-
chotherapieform, die eine anste-
hende Abschiebung „therapieren“
könnten. Auch der Problembe-
reich krankmachender schlechter
Lebensbedingungen lässt sich mit
den Mitteln der Klinik nicht oder
nur sehr begrenzt angehen. Atteste
werden hier zum Instrument, das
zunehmend stumpf und unbrauch-
bar wird – es ist nicht Aufgabe der
Medizin, grundsätzliche Probleme
durch individuelle Atteste zu lö-
sen. Leider bestehen auch im Be-
reich der Traumatherapie oft Er-
wartungen, die nicht zu erfüllen
sind: Kultursensible Traumathera-
pie ist schwer verfügbar, häufig ist
eine solche Behandlung aber auch
gar nicht das Anliegen der Betrof-
fenen – etwa, weil ihnen ein ent-
sprechendes Störungsbewusstsein
fehlt oder weil sie ganz andere vor-
dringliche Anliegen haben.

Asylsuchende Menschen dürfen
nicht grundsätzlich als Gefährder
gesehen werden. Sie haben viel-
mehr ein Anrecht auf angemessene
Hilfen. Dabei müssen aber die Er-
wartungen an Psychiatrie und Psy-
chotherapie kritisch hinterfragt
werden. Zu erwarten, dass aktuelle
Probleme der Asyl- und Ausländer-
politik (etwa anstehende Abschie-
bungen, schlechte Lebensbedin-
gungen) in Psychiatrie und Psycho-
therapie gelöst werden, beinhaltet
die Gefahr des politischen Miss-
brauchs der Medizin.
> PETER BRIEGER

Flucht und Vertreibung erhöhen
das Risiko, an einer psychischen
Störung zu erkranken. Die Inan-
spruchnahme von psychiatrisch-
psychotherapeutischen Hilfen
durch asylsuchende Menschen hat
sich von 2014 bis 2016 nahezu ver-
doppelt; ab 2016 hat sie wieder et-
was abgenommen. Im Jahr 2017
wurden in der kbo-Klinik Mün-
chen-Ost 720 Asylbewerber be-
handelt (etwas weniger als fünf
Prozent der stationären Aufnah-
men). Insgesamt wurden Asylsu-
chende aus knapp 40 Ländern be-
handelt, die beiden häufigsten wa-
ren Afghanistan (181) und Nigeria
(132).

Dass solche Behandlungen in ei-
nem Fach der „sprechenden Medi-
zin“ besondere Schwierigkeiten
bedingen, ist offenkundig: Nicht
nur die Sprachbarriere, auch kul-
turelle Besonderheiten stellen die
Behandler vor Herausforderun-
gen. Der Gesetzgeber hat die Be-
handlung durch den Paragraph 4
AsylbLG auf „akute Erkrankungen
und Schmerzzustände“ begrenzt.
Das bedeutet den Ausschluss der
Behandlung planbarer, nicht-aku-
ter Erkrankungen, so lange keine
Krankenversicherung vorliegt.
Entsprechend ist der Schweregrad
der zur Aufnahme kommenden
asylsuchenden Menschen im
Schnitt höher als bei anderen Pa-
tienten.

Vier Grundprobleme
sind erkennbar

Es lassen sich vier Grundproble-
me erkennen: Asylsuchende Men-
schen, die bereits in der Vergan-
genheit an schwereren psy-
chischen Störungen gelitten ha-
ben. Die Häufigkeit von schweren
psychischen Störungen wie schi-
zophrenen Psychosen ist nämlich
bei asylsuchenden Menschen kei-
nesfalls niedriger als in der Allge-
meinbevölkerung. Auch können
solche psychischen Störungen
während eines Asylverfahrens erst-
malig auftreten, auch getriggert
durch schwierige Rahmenbedin-
gungen, durch Krieg und Vertrei-
bung ausgelöste psychische Stö-
rungen, insbesondere posttrauma-
tische Belastungsstörungen.

Die Lebensbedingungen im
Asylverfahren erweisen sich als so
belastend, dass diese mit psy-
chischen Störungen wie depressi-
ven Verstimmungen und eventuell
Suchtentwicklungen einhergehen.
Das Fehlen einer Perspektive (etwa
durch Arbeit) macht krank. Anste-

Herausforderungen im Gesundheitsweisen

Flucht macht seelisch krank

Die Sonderausstellung „Mario-
netten aus Böhmen“, bestückt mit
Leihgaben des Sammlerehepaares
Naefe aus Viechtach, ist noch bis
zum 31. Oktober im Freilichtmu-
seum Finsterau zu sehen. Der
Standort in direkter Grenznähe zu
Böhmen eigne sich „ganz hervor-
ragend“, wie Bezirkstagspräsident
und Vorsitzender des Zweckver-
bandes Freilichtmuseum Finste-
rau, Olaf Heinrich, bei der Ausstel-
lungseröffnung betonte. Seit der
Grenzöffnung 1989 habe sich im
deutsch-tschechischen Verhältnis
viel getan und auch im Museums-
dorf legt man seit vielen Jahren
durch zweisprachige Beschilde-
rungen großen Wert auf den grenz-
überschreitenden Austausch. Kon-
zipiert und realisiert wurde die
Ausstellung von Tanja Reindl, die
ihr Volontariat derzeit im Freilicht-
museum absolviert. Sie nahm die
Vernissagenbesucher mit in die fas-
zinierende Welt der historischen
Puppentheater und stellte die Ge-
schichte des Sammlerehepaares
vor. > BSZ

Sonderausstellung
über Marionetten
in Finsterau


